8. Bundespräsident, Bundeskanzler, Bundesregierung

8.1 Geben Sie jeweils den Namen des Ministers/der Ministerin oder das von ihm/ihr geführte Ministerium an.
Erläutern Sie die folgenden Begriffe. (Sommer 02)

8.2 Abgeordnete im Bundestag
Nach unsere Verfassung sind die Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes, an  Aufträge und Weisungen nicht gebunden und ihrem Gewissen unterworfen.
8.3 Bundeskanzler 

Der Chef der Bundesregierung, der die Richtlinien der Politik bestimmt und dafür die Verantwortung trägt.

8.4 Bundespräsident 

Der Bundespräsident ist das Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland. Ihm obliegen u. a. die völkerrechtliche Vertretung des Bundes, die Ernennung der Bundesbeamten und -richter einschließlich der Offiziere und Beamten der Bundeswehr, die Repräsentation der Bundesrepublik Deutschland nach außen und innen, Ausübung des Gnadenrechts und der Personalvorschlag für einen neuen Bundeskanzler.

8.5 Bundesregierung
Die Bundesregierung ist neben dem Bundespräsidenten der wesentliche Teil der vollziehenden Gewalt. Sie besteht aus dem Bundeskanzler und den Bundesministern.
8.6 Bundesverfassungsgericht 

Das Bundesverfassungsgericht mit Sitz in Karlsruhe besteht aus zwei Senaten mit je acht Richtern. Sie sind in ihrer Tätigkeit unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Seine Mitglieder werden jeweils zur Hälfte von Bundestag und Bundesrat gewählt. Für die Wahl der Verfassungsrichter setzt der Bundestag zu Beginn der Wahlperiode einen Wahlausschuss ein. Das Gericht entscheidet u. a. über Verfassungsbeschwerden von Bürgern und die Vereinbarkeit von Bundes- und Landesrecht mit dem Grundgesetz.

8.7 Demokratie
Staatsform bei der die Volkssouveränität der Grundgedanke ist (alle Staatsgewalt geht vom Volke aus).
8.8 Fraktion im Bundestag 

Eine Fraktion im Deutschen Bundestag ist der Zusammenschluss von mindestens 5 % seiner Mitglieder. Diese müssen derselben Partei angehören, oder Parteien, die in den einzelnen Bundesländern nicht miteinander konkurrieren.


8.9 Überhangmandat 

Überhangmandate treten dann auf, wenn eine Partei durch Direktmandate mehr Abgeordnete in den Bundestag entsendet, als der prozentuale Anteil beträgt.

8.10 Pass 

Eine öffentliche Urkunde zur Legitimation einer Person, insbesondere im internationalen Verkehr.

8.11 Fraktionschef 


Vorsitzender einer Fraktion

8.13 Volljährigkeit 

Das Alter, mit dem die unbeschränkte Geschäftsfähigkeit beginnt, in Deutschland mit der Vollendung des 18. Lebensjahres.

8.14 Debatte
Aussprache, (lebhafte) Erörterung, besonders im Parlament

8.15 Staatsbürgerschaft 

(Staatsangehörigkeit) Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staat, völkerrechtlich das Unterscheidungsmerkmal gegenüber Ausländern und Staatenlosen.

Staatsrechtlich die Eingliederung in den Schutzverband des Staates aus der Rechte und Pflichten erwachsen.

8.16 Wahlgrundsätze 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in

· allgemeiner,

· unmittelbarer,
· freier,
· gleicher und
· geheimer Wahl gewählt.

(Artikel 38 Absatz 1 des Grundgesetzes)
8.17 Wahlgrundsatz „allgemein“ 

bedeutet, dass das Wahlrecht jedem Staatsbürger zusteht. Als einzige generelle Beschränkung gilt das Erreichen des Wahlalters.

8.18 Mehrheitswahl 

8.19 Verhältniswahl 

8.20 personalisierte Verhältniswahl 

Das verwendete Wahlsystem in Deutschland. Mit der 1. Stimme wird ein Kandidat (Personenwahl/Mehrheitswahl) und mit der 2. Stimme wird die Partei (Verhältniswahl) gewählt.

8.21 Mandat 


Der Auftrag des Abgeordneten in einem Parlament.

8.22 Wahlvorstand 


Leitet den Wahlausschuss

8.23 Begründen Sie weshalb, der Bundespräsident sowohl von den Abgeordneten des deutschen Bundestages als auch von gleich vielen Delegierten der Bundesländer gewählt wird 

Der Bundespräsident repräsentiert die gesamte BRD. Die Bundesrepublik Deutschland ist föderalistisch aufgebaut (in Bundesländer aufgeteilt)…

8.24 Nennen Sie zwei Bedingungen, welche die Bewerber um das Amt des Bundespräsidenten erfüllen müssen?
· Deutscher Staatsbürger

· 40. Lebensjahr vollendet haben

· Wahlrecht zum Abgeordneten im dt. Bundestag

8.25 Nennen Sie Vor- und Familienname des derzeitigen Bundespräsidenten 


Horst Köhler (2006)

8.26 Nennen Sie vier typische Aufgaben des Bundespräsidenten 

· BRD repräsentieren

· Ernennt den Bundeskanzler und die Minister

· Kann Begnadigen

· Unterschreibt Gesetze

· Er vergibt das Bundesverdienstkreuz

8.27 Welche Parteien sind seit 2002 im Deutschen Bundestag vertreten, und welche Parteien stellen die Bundesregierung? 


CDU, CSU, SPD, Die Linke, FDP, Grüne


CDU/CSU und SPD



(2006)

8.28 Erklären Sie die Zusammensetzung der Bundesversammlung 

Bundestag (alle Bundestagabgeordneten) und Bundesrat (Vertreter der Länderregierungen und wichtige Personen aus dem öffentlichen Leben, gleiche Anzahl wie Bundestag)

8.29 Wer sind die Mitglieder im Bundesrat? (So 2003) 

Vertreter der Länderregierungen und wichtige Personen aus dem öffentlichen Leben, gleiche Anzahl wie Bundestag

8.30 Die Bundesrepublik Deutschland besteht aus mehreren Ländern. In ihrer Gesamtheit ist sie ... (Sommer 2001) 


Bundesstaat

8.31 Was bedeutet für einen Parlamentsangehörigen „Immunität“ ? (Winter 00/01) 


Er ist in der Regel der richterlichen Gewalt entzogen.
8.32 Wer wählt in der Bundesrepublik Deutschland den Bundespräsidenten? (Winter 00/01)


die Bundesversammlung


8.33 Nennen Sie drei Einrichtungen der Exekutiven. 

· Bundesregierung

· Polizei

· Bezirksregierung

8.34 Nennen sie die fünf ständigen Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland und jeweils Ihre zentralen Aufgaben. (Sommer 1998) 


Bundespräsident:
repräsentiert den Staat, ernennt Bundeskanzler und Minister


Bundestag:

Gesetzgebung, Kontrolle der Regierung


Bundesrat:

Vertritt die Interessen der Länder bei der Gesetzgebung


Bundesregierung:
ausführen der Gesetze


Bundesverfassungsgericht:
Kontrolle der Einhaltung des Grundgesetzes (bei Anrufung)

8.35 Die Bundesversammlung

 
A) wählt die Richter des Bundesverfassungsgerichts.
(X) 
B) setzt sich aus gleich vielen Bundestagsabgeordneten und Vertretern der

 
Bundesländer zusammen.
 
C) muss einberufen werden, wenn Änderungen des Grundgesetzes beschlossen

werden sollen.
 D) muss einberufen werden, wenn der Bundeskanzler seines Amtes enthoben werden soll.
 
